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Anlage 2 
Stellungnahme der Verwaltung zu den Anregungen und Bedenken aus der frühzeitigen Beteiligung der Trä-
ger öffentlicher Belange, der Naturschutzverbände und des Beirates bei der Unteren Landschaftsbehörde und 
der Bürger zur 9. Änderung des LP I – Neuss – 
 

Lfd.-Nr. TÖB Anregungen und Bedenken Stellungnahme der Verwaltung 

1  Bezirksregierung Düssel-
dorf – Dez 51 - 

Vielen Dank für Ihre Zuschrift vom 13.01.2014 und die 
Übersendung des o. a. Landschaftsplanentwurfs. 
Naturschutzfachlich wird diese Änderung begrüßt, da hier-
mit die Übernahme der Landschaftsschutzflächen gemäß 
meiner Änderungsverordnung vom 01.03.2007 und 
05.08.2008 (Abl. Reg. Ddf. 2007, S. 94ff und Abl. Reg. Ddf. 
2008, S. 245) vollzogen wird. Weitere Anregungen oder 
Bedenken werden dazu nicht vorgetragen. 
Aus dem Fachbereich Wasserwirtschaft wird auf fol-
gendes hingewiesen: 
Überschwemmungsgebiete/Hochwasserrisikomanagement 
Im Zuge der Umsetzung der HWRM-RL (§§ 73 bis 75 WHG) 
sind für den Rhein und die Erft Hochwassergefahren- und 
Hochwasserrisikokarten für verschiedene Hochwassersze-
narien erstellt worden. Der Rhein und die Erft sind im Rah-
men der vorläufigen Bewertung des Hochwasserrisikos 
nach Hochwasserrisikomanagement-Richtlinie (HWRM-RL) 
als Risikogebiete bestimmt worden. Entsprechend den vor-
liegenden Hochwassergefahrenkarten können die Pla-
nungsbereiche teilweise oder ganz von Überschwemmun-
gen betroffen sein. Die Hochwassergefahren- und Hoch-
wasserrisikokarten für dieses Gewässer liegen vor und sind 
unter www.flussgebiete.nrw.de veröffentlicht. 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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Die betroffenen Überschwemmungsbereiche "Gnadentaler 
Busch", "Erfttal" und "Müggenburg" sollen für das HQ100 
an der Erft im Laufe dieses Jahres nach § 76 WHG in Ver-
bindung mit § 112 LWG ordnungsbehördlich als Über-
schwemmungsgebiet festgesetzt werden. 
 
Wasserversorgung 
 
Die Maßnahmen 
• Jröne Meerke 
• Vogelsang 
• Zoppenbroich 
• Rennbahn 
• A 57 - Reuschenberg 
• Selikumer Weg 
• Gnadentaler Busch 
• Erfttal 
• Bolzplatz 
liegen außerhalb von Einzugsgebieten oder Wasserschutz-
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gebieten der öffentlichen Wasserversorgung. 
Gegen die Maßnahmen bestehen keine Bedenken. 
 
Die folgenden Maßnahmen liegen teilweise oder ganz in 
geplanten oder festgesetzten Wasserschutzgebieten der 
öffentlichen Wasserversorgung 
• Steinhausstraße - tlw. Im WSG Broichhof Zone III A - 
• Am Stadtwald – im WSG Broichhof Zone III A - 
• Müggenburg – geplante Zone III B –  
der Wassergewinnung Rheinbogen. 
Gegen die Maßnahmen bestehen keine Bedenken. 
 
Aus dem Fachbereich Denkmalangelegenheiten er-
folgt der Hinweis, dass sich im Plangebiet das Bodendenk-
mal "Nordkanal" befindet. Um den Belangen des Denkmal-
schutzes Rechnung zu tragen, dürfen keine Maßnahmen 
am oder entlang des Denkmals ohne die Beteiligung der 
zuständigen Denkmalbehörde durchgeführt werden. 
 
Da sich im Planungsgebiet weitere Denkmäler befinden 
können, für die die kommunalen Denkmalbehörden zustän-
dig sind, empfehle ich zur Wahrung sämtlicher denkmal-
rechtlicher Belange - falls nicht bereits geschehen - den 
LVR - Amt für Denkmalpflege im Rheinland, Pulheim und 
den LVR - Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland -, 
Bonn sowie die zuständige kommunale Untere Denkmalbe-
hörde zu beteiligen. 
 
Abschließend darf ich noch auf folgendes hinweisen: 
Die Unterlagen habe ich im Rahmen meiner personellen 
Möglichkeiten durchgesehen, eine alle Daten und Erwägun-
gen umfassende Prüfung ist mir indes nicht möglich. Die 
vorstehenden Hinweise erheben daher weder einen An-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
Die Anregung wurde berücksichtigt: 
Die genannten Ämter für Denkmalpflege des 
LVR sowie die Stadt Neuss als Untere Denk-
malbehörde wurden beteiligt. 
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spruch auf Vollständigkeit noch nimmt diese von mir als 
Höhere Landschaftsbehörde koordinierte Stellungnahme 
das Ergebnis des späteren Anzeigeverfahrens nach § 28 
Landschaftsgesetz NRW vorweg. 

2 
 

PLEdoc GmbH 
Leitungsauskunft Fremd-
planungsbearbeitung 

9. Änderung des Landschaftsplanes des Rhein -Kreis 
Neuss, Teilabschnitt I - Neuss 
Teilabschnitt 1- Neuss, Zoppenbroich 
Teilabschnitt I - Neuss, Am Stadtwald 
Teilabschnitt 1- Neuss, Selikumer Weg 
Teilabschnitt I - Neuss, Gnadentaler Busch 
Teilabschnitt I - Neuss, Erfttal 
hier: Ferngasleitungen der Open Grid Europe GmbH 
1. Ferngasleitung Nr. 4/50/3, Umgehungsleitung 
Neuss, ON 300, mit Betriebskabel, Blatt 8-9b, 15-17, 
24, 25, Schutzstreifenbreite 8 m 
2. Ferngasleitung Nr. 12/15, Hochdruck Gasbehälter 
Solingen Ohligs, ON 300, mit Betriebskabel, Blatt 
55-57, Schutzstreifenbreite 8 m 
Ferngasgemeinschaftsleitung der Open Grid Europe 
GmbH und der Thyssengas GmbH 
Ferngasleitung Nr. 200/23, Kraftwerk Lausward, ON 
400, mit Betriebskabel, Blatt 17-19, Schutzstreifen-
breite 8 m 
Interessenvertretung Open Grid Europe GmbH 
 
Von der Open Grid Europe GmbH (als Rechtsnachfolgerin 
des früheren Leitungseigentümers EON Ruhrgas AG), Es-
sen, und der GasLiNE GmbH & Co. KG, Straelen, sind wir 
mit der Wahrnehmung ihrer Interessen im Rahmen der 
Bearbeitung von Fremdplanungsanfragen und öffentlich-
rechtlichen Verfahren beauftragt. 
Wir bestätigen den Eingang Ihrer an uns gerichteten Be-
nachrichtigung über die 9. Änderung des Landschaftsplanes 
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des Rhein -Kreis Neuss, Teilabschnitt I – Neuss -. 
In die unsere Belange betreffenden Planauszüge Zop-
penbroich, Am Stadtwald, Selikumer Weg, Gnadentaler 
Busch und Erfttal haben wir die Trassenführungen der in-
nerhalb der Änderungen verlaufenden Ferngasleitungen 
graphisch übernommen und Leitungskenndaten hinzuge-
schrieben. Wir bitten zu beachten, dass die Eintragung der 
Ferngasleitungen in die Karten nur zur groben Übersicht 
geeignet ist. Durch die Änderung des Landschaftsplans 
dürfen sich keinerlei Nachteile für den Bestand und Betrieb 
der vorhandenen Versorgungsanlagen sowie keinerlei Ein-
schränkungen oder Behinderungen bei der Ausübung der 
für die Sicherheit der Versorgung notwendigen Arbeiten, 
wie Überwachung, Wartung, Reparatur usw. ergeben. Die-
se Arbeiten werden zur dringenden Abwehr einer Gefahr 
oder Beseitigung eines Schadens erforderlich. Insbesondere
sind nachfolgende Punkte bei der Änderung des Land-
schaftsplans zu berücksichtigen: 
• Die Zugänglichkeit (Begehung und Befahrung) zu den 
Versorgungsanlagen muss für die Durchführung der für die 
Sicherheit der Versorgung notwendigen Arbeiten jederzeit 
gewährleistet sein. 
• Es muss sichergestellt sein, dass auch vorhandene Wege 
außerhalb der Schutzstreifenbereiche zur Erreichbarkeit der 
Versorgungsanlagen genutzt werden und an diesen Wegen 
ggf. Freischneidearbeiten ausgeführt werden dürfen. 
• Das Recht des Leitungsbetreibers oder beauftragte Dritte 
zur Durchführung von Schneissarbeiten im Bereich der je-
weiligen Leitungstrasse darf nicht eingeschränkt werden. 
• Eine Aufgrabung der jeweiligen Versorgungsanlage durch 
den Leitungsbetreiber oder beauftragte Dritte muss jeder-
zeit möglich sein. 
• Alle zum Leitungsbetrieb erforderlichen Maßnahmen, ins-

 
Die Hinweise sind berücksichtigt: 
Alle vor Inkrafttreten des Landschaftsplanes 
nach öffentlichem Recht zugelassenen oder 
rechtmäßig ausgeübten Nutzungen in ihrer 
bisherigen Art und im bisherigen Umfang blei-
ben gem. der Festsetzungen zu den Land-
schaftsschutzgebieten 6.2.2, Unberührtheits-
klausel Ziff. 6.) und 7.) von den Verboten für 
Landschaftsschutzgebiete unberührt. 
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besondere Umlegung- oder Anpassungsmaßnahmen dürfen 
nicht ausgeschlossen werden, auch wenn sich hierdurch 
eine Veränderung an der Versorgungsanlage ergibt. 
• Es darf durch ökologische Maßnahmen nicht zu Beein-
trächtigungen der Versorgungsanlagen und Arbeiten kom-
men. Derartige Vorhaben sind rechtzeitig mit der Open Grid
Europe GmbH abzustimmen. 
Bei Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen bitten wir zu be-
achten, dass geplante Maßnahmen, insbesondere Neuan-
pflanzungen, im Bereich der Leitungen und Anlagen nur 
außerhalb der Schutzstreifen angeordnet werden. 
Im Hinblick auf Gewässerrenaturierungen / -revitalisierun-
gen, bitten wir - sofern eine Änderung des Gewässerlaufes 
und / oder der Gewässersohle geplant ist - um frühzeitige 
Vorlage der detaillierten Planunterlagen (Lagepläne, Län-
genschnitte, insbesondere Querprofile, etc.) zwecks Prü-
fung und Stellungnahme. 
Weitere Planungen, soweit sie die Trassen der Ferngaslei-
tungen betreffen, sind uns ebenfalls anhand detaillierter 
Planunterlagen rechtzeitig zur Prüfung und Stellungnahme 
anzuzeigen. 
Wir bitten Sie, uns an den nachfolgenden Verfahren zu be-
teiligen. 
Von den übrigen angezeigten Änderungen werden von uns 
verwaltete Ferngasleitungen nicht berührt. Abschließend 
teilen wir Ihnen mit, dass von der 9. Änderung des Land-
schaftsplanes keine Versorgungseinrichtungen der GasLiNE 
GmbH & Co. KG betroffen werden. 

 
 
 
Die Anregung wird im Rahmen von LP Realisie-
rungsmaßnahmen berücksichtigt. 
 

3 Westnetz GmbH  
- Technischer Assetsup-
port - 
 
 

Durch die o. g. Landschaftsplanänderung werden keine 
Erdgashochdruckleitungen der Westnetz GmbH betroffen. 
Es bestehen keine Bedenken gegen die LP – Änderung. 
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4 Geologischer Dienst NRW 
- Landesbetrieb - 

Zum Entwurf der 9. Änderung des Landschaftsplanes I 
nehme ich in Hinblick auf die schutzwürdigen Böden wie 
folgt Stellung: 
Der Geologische Dienst in Nordrhein-Westfalen stellt die 
Karte der schutzwürdigen Böden (2. Auflage, 2004) als 
Bodenschutz Fachbeitrag für Planungsfragen bereit. Da-
nach treten im Plangebiet Böden auf, die als besonders 
schutzwürdig eingestuft worden sind. Die auf der CD aus-
gewiesenen Böden sind nach Erlass des Ministeriums für 
Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz (AZ.: IV-5-5/4 vom 7.3.2005) als Abwägungsgrund-
lage bei Gebietsentwicklungsplanungen mit heranzuziehen. 
 
Ich bitte darum, auf S. 6 (von 35) in Kap. 3.2. eine Ergän-
zung für die textliche Festsetzung von LSG vorzunehmen. 
Als Entwicklungsziel für die Landschaft (§18 LG, Ordnungs-
nummer 6.1.1) empfehle ich zur "Erhaltung einer mit na-
türlichen Landschaftselementen reich oder vielfältig aus-
gestatteten Landschaft" die Erhaltung der "Schutzwürdigen 
Böden" mit aufzunehmen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung kann nicht gefolgt werden: 
Die 9. Änderung des LP I beinhaltet lediglich 
die Übernahme der LSVO der Bezirksregierung 
Düsseldorf in den Landschaftsplan. Eine Ände-
rung des textlichen Entwicklungszieles, wel-
ches sich auf den gesamten LP I bezieht, ist 
im Rahmen der 9. Änderung LP I nicht mög-
lich. 
Diese Anregung kann ggf. i. R. einer Gesamt-
überarbeitung des Landschaftsplanes berück-
sichtigt werden. 
 

5 Deutsche Bahn AG 
- DB Immobilien - 

Grundsätzlich bestehen unsererseits gegen die Planungen 
keine Bedenken. 
Wir möchten jedoch darauf hinweisen, dass nach § 4 Bun-
desnaturschutzgesetz, Flächen die als Verkehrswege (also 
das gesamte Schienennetz der DB AG) dienen, in ihrer be-
stimmungsmäßigen Nutzung durch Naturschutz und Land-
schaftspflege nicht beeinträchtigt werden dürfen. Betriebli-
che Belange der DB AG werden daher bei der Abwägung im 

 
 
Die Anregungen sind berücksichtigt: 
Die nach den Bahngesetzen als Verkehrsfläche 
gewidmeten Flächen sind über diese im Rah-
men der Planfeststellungsverfahren gesichert. 
Insofern gilt hier die jeweilige Unberührtheits-
klausel zu den Verboten im LSG, wonach alle 
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Verhältnis zu den Belangen des Landschaftsschutzes be-
sonderes Gewicht erhalten. 
Aus § 4 AEG ergibt sich ferner, dass Überwachungsaufga-
ben wahrgenommen und Unterhaltungsarbeiten durchge-
führt werden müssen. 
Da nicht alle Bahnanlagen über öffentliche Wege und Stra-
ßen zu erreichen sind, ist es unter Umständen notwendig, 
Geländeflächen, die unter Landschaftsschutz gestellt wer-
den, auch außerhalb von Wegen mit Kraftfahrzeugen zu 
befahren. Diese Fahrten müssen generell zugelassen sein 
und zwar ohne dass Erlaubnisvorbehalte oder Befreiungen 
erforderlich werden. 
Die DB AG haftet für alle Personen und Sachschäden, u.a. 
ausgelöst durch Astabbrüche oder Baumstürze oder Pro-
fileinschränkungen. Potenzielle Gefährdungen sind daher 
unmittelbar oder präventiv nach Erfordernis zu beseitigen. 
Bei eventuellen Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur 
Verfügung. 

vor Inkrafttreten des Landschaftsplanes nach 
öffentlichem Recht zugelassenen oder recht-
mäßig ausgeübten Nutzungen in der bisheri-
gen Art und im bisherigen Umfang von den 
Verboten für Landschaftsschutzgebiete unbe-
rührt bleiben. 
 

6 Landesverband der Jüdi-
schen Gemeinden von 
Nordrhein 
 

Soweit von Ihren Plänen kein jüdischer Friedhof betroffen 
ist, stimmen wir dem o. b. Bauvorhaben zu. 

Von der 9. Änderung des LP I ist kein jüdischer 
Friedhof betroffen. 

7 Stadt Neuss 
(siehe Anlagen 1 bis 5) 

Intention der 9. Änderung des Landschaftsplanes des 
Rhein-Kreises Neuss, Teilabschnitt 1- Neuss - ist die mög-
lichst vollständige Aufnahme der Landschaftsschutzverord-
nung der Bezirksregierung Düsseldorf aus dem Jahr 1971  
zuletzt geändert durch Änderungsverordnung der Bezirks-
regierung Düsseldorf vom 14.08.2008. Die instrumentelle 
Zusammenführung des Landschaftsschutzes wird von Sei-
ten der Stadt Neuss grundsätzlich begrüßt, da dies zu einer 
Vereinheitlichung und Vereinfachung im Umgang mit den 
Landschaftsschutzgebieten führt. 
Die beabsichtigte Integration der sog. Altverordnung in den 
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Landschaftsplan möchte ich zum Anlass nehmen, auf Kon-
flikte zwischen dem Landschaftsschutz und den städtebau-
lichen, verkehrlichen und tiefbautechnischen Planungen 
hinzuweisen. Daher möchte ich Sie bitten, die im Folgen-
den aufgeführten Bereiche aus den Landschaftsschutzge-
bieten herauszunehmen, um an diesen Stellen städtische 
Interessen zu wahren. 
Im Änderungsbereich "Erfttal" sind vorhandene Anlagen 
des technischen Hochwasserschutzes entlang des Norfba-
ches betroffen (siehe Anlage 1 a). Diese müssen mittelfris-
tig neu geplant werden, da sie den aktuellen technischen 
Anforderungen und dem Bemessungshochwasser ange-
passt werden müssen. Um zusätzliche Interessenskonflikte 
zwischen Landschaftsschutz und Hochwasserschutz zu 
vermeiden, bitte ich, die entsprechenden Flächen (siehe 
Anlage 1 b) nicht als Landschaftsschutzgebiet festzuschrei-
ben. 
 
 
 
 
 
Im Änderungsbereich "Vogelsang" (L 6.2.2.1) ist eine Kin-
dertagestätte geplant, die eine Aufhebung bzw. eine Be-
freiung von den Festsetzungen des Landschaftsschutzes 
erfordert. Diese Planung ist dem Rhein-Kreis Neuss bereits 
bekannt. Auch sind entsprechende Gespräche mit der Be-
zirksregierung Düsseldorf geführt worden - siehe beiliegen-
den Gesprächsvermerk. Es wird vorgeschlagen, die Fläche 
durch eine Maßnahme zu kompensieren, die eine ähnliche 
Biotopstruktur entstehen lässt. Es soll der verrohrte Stin-
gesbach in Teilen freigelegt werden.  
 

 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung kann nicht gefolgt weden: 
Dieser innerstädtische Grünzug ist eine wichti-
ge „Grünschneise“ im innerstädtischen Gefüge 
und aus diesem Grund in Gänze landschafts-
schutzwürdig. 
Die für den Hochwasserschutz erforderlichen 
Maßnahmen müssen im Einzelfall in Überein-
stimmung mit dem LSG – Status geplant und 
mit dem RKN abgestimmt werden. Die Umset-
zung der Belange des Hochwasserschutzes 
und des Landschaftsschutzes erfolgt im Rah-
men des wasserrechtlichen Planfeststellungs-
verfahrens. 
 
 
Der Anregung kann nicht gefolgt werden. 
Die betr. Erweiterungsfläche innerhalb des rel. 
schmalen Grünzuges ist landschaftsschutzwür-
dig. Die eventuelle Herausnahme von Teilbe-
reichen aus dem LSG und die Zuordnung von 
Kompensationsmaßnahmen muss im Einzelfall 
im Zuge einer landschaftsrechtlichen Befreiung 
geregelt werden. 
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Im Änderungsbereich "Rennbahn" sollte eine Bereinigung 
der Abgrenzung des Landschaftsschutzgebietes erfolgen. 
Die westliche Fläche mit den Gebäuden (Globetheater, 
Wetthalle Rennbahnrestaurant) und Parkplatzflächen sollte 
aus dem Plan herausgenommen werden (Anlage 2), da der 
Charakter eines' Landschaftsschutzgebietes hier nicht ge-
geben ist. Darüber hinaus sind weitere bauliche Entwick-
lungen bzw. die unmittelbare Anbindung des Wendersplat-
zes an das Rennbahngelände durch Bauwerke zur Überbrü-
ckung oder Unterführung der Gleise Hochwassermauern 
geplant. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In Nordrhein-Westfalen sollen mit Unterstützung der Lan-
desregierung fünf Radschnellwege geplant werden. Die 
Stadt Neuss ist an der Strecke Neuss - Universität Düssel-
dorf - D.-Benrath - D.-Garath - Langenfeld und Monheim 
(31 km) beteiligt. Der Trassenverlauf tangiert den Ände-
rungsbereich "Rennbahn". Zur Zeit befindet sich eine Mach-
barkeitsstudie in Arbeit, die mehrere Trassenvarianten un-
tersucht. Eine Variante unterquert die Langemarckstraße 
direkt nördlich der Tankstelle und mündet dann im LSG der 
Rennbahn. Denkbar wäre dann u. a. eine Führung auf der 
Grasrennbahn in Richtung Hessentor. Diese Trasse ist in 
der Anlage 4 schwarz eingetragen. Wenn der Radschnell-
weg (RSW) so realisiert würde, sollte auch der schwarz 

Der Anregung wird nicht gefolgt: 
Der betr. Bereich der Rennbahn ist als inner-
städtische Freifläche im Sinne des § 26 Abs. 1 
Ziff. 1 und 3 BNatschG LSG – würdig. Die Flä-
che wird insgesamt durch eine alte Baumreihe 
(überwiegend ca. 100 – jährige Platanen) ge-
prägt, welche das Rennbahngelände nach 
Westen begrenzt. Eine weitere Versiegelung 
der übrigen Fläche soll durch den Landschafts-
schutz begrenzt werden. Eine freiraumplaneri-
sche Gestaltung der Fläche für die Erholungs-
nutzung ist gem. Entwicklungsziel 1 K möglich 
und wünschenswert. 
Für bauliche Entwicklungen der Fläche muss  
im Rahmen der konkreten Bauleitplanung im 
Einzelnen geprüft werden inwieweit in diesem 
Bereich Möglichkeiten für die Umsetzung und 
Befreiung von den LSG Festsetzungen beste-
hen. 
 
Der Anregung kann nicht gefolgt werden: 
Die betr. Planung ist zu unbestimmt. Pla-
nungsvarianten rechtfertigen keine Reduzie-
rung des Landschaftsschutzes. 
Im Rahmen der konkreten Planung muss im 
Einzelnen geprüft werden, inwieweit Möglich-
keiten für die Umsetzung und Befreiung von 
den LSG Festsetzungen bestehen. 
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gestrichelte Weg in Richtung Stresemannallee möglich 
gehalten werden. Eine weitere Variante sieht eine Führung 
entlang des Europadamms vor. Diese Trasse soll dann ver-
längert werden zwischen der Rennbahn und den Gleisen 
der Hafenbahn (blau gestrichelt). Ich bitte, diese Trassen-
varianten, bei der Übertragung der LSG in den Land-
schaftsplan zu berücksichtigen. 
Im Bereich des nicht zur Änderung anstehenden Land-
schaftsschutzgebietes 6.2.2.2 "Morgensternsheide / Stadt-
wald" wird nördlich der Geulenstraße von der Regiobahn 
GmbH ein neuer S - Bahn- Haltepunkt geplant und ein 
Planfeststellungsverfahren avisiert. In unmittelbarer Nähe 
zum Bahnsteig soll eine Bike & Ride-Station mit Fahrrad-
stellplätzen und Fahrradboxen entstehen. Die Planung dazu 
wird seitens der Stadt Neuss erstellt.  
Die Flächen für den Bahnsteig und die Fahrradabstellanla-
gen sollten daher aus dem Landschaftsschutzgebiet he-
rausgenommen werden. Ein Lageplan mit Markierung der 
entsprechenden Flächen ist als Anlage 5 beigefügt. Da der 
neue S-Bahn-Haltepunkt auch der verkehrlichen Erschlie-
ßung des Johanna-Etienne Krankenhauses dienen soll, wird 
ein direkter Verbindungsweg vom Krankenhausareal durch 
das Landschaftsschutzgebiet auf den vorhandenen Weg 
entlang des Nordkanals diskutiert (s. Anlagen 5). Dieser 
Weg sollte ebenfalls aus dem Landschaftsschutzgebiet aus-
genommen werden. Die genaue Lage des Weges steht 
noch nicht fest. Darüber hinaus besteht der politische 
Wunsch, den neuen Haltepunkt mit dem bestehenden 
ÖPNV-System zu erschließen. Die dafür erforderlichen Flä-
chen stehen außerhalb des Landschaftsschutzgebietes nicht 
zur Verfügung, so dass eine ÖPNV-Erschließung des neuen 
Haltepunktes (Wendeanlagen, Straßenaufweitungen) ohne 
große Eingriffe in das Landschaftsschutzgebiet 6.2.2.2 nicht 

 
 
 
 
 
 
 
Die Anregung kann nicht berücksichtigt wer-
den: 
Die betr. Planung bezieht sich nicht auf den 
Geltungsbereich der 9. Änderung des LP I. 
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zu realisieren ist. Ob die gewünschte ÖPNV-Erschließung 
tatsächlich realisiert werden wird, ist noch offen. 
 
Darüber hinaus weise ich noch auf zwei Fehler in den Plan-
entwürfen hin, die von der in den Jahren 2007 und 2008 
neu gefassten Altverordnung abweichen: 
 
1. Vogelsang-Stingesbachaue (S. 14 der Planunterlage): 
der kleine "Zipfel" an der nordwestlichen Grenze, westlich 
der Schule muss aus der Darstellung herausgenommen 
werden. 
 
2. Rennbahn (S. 18 der Planunterlage): südöstlicher Be-
reich entlang der Stresemannallee. 
Hier ist seit 2011 der Bebauungsplan Nr. 462 - Strese-
mannallee, Rennbahnbüropark -rechtskräftig. Auch dieser 
Bereich ist entsprechend anzupassen. 
 
Die innerstädtischen bzw. ortsnahen Parks "Jostenbusch" 
(Steinhausstraße) und "Müggenburgpark" sollen mit dem 
Entwicklungsziel 1 K belegt werden. 
Begründung: 
Der Nutzungsdruck auf diese Bereiche wird zunehmen. 
Wegen der kulturhistorischen Vorgeschichte dieser Grünan-
lagen ist bei dem Entwicklungsziel 1 K auch die Möglichkeit 
gegeben, die ehemaligen Strukturen bei vorhandenen Mit-
teln zu rekonstruieren. 

 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird gefolgt: 
Die Karte wird entsprechend angepasst. 
 
 
 
Der Anregung wird gefolgt: 
Die Karte wird entsprechend angepasst. 
 
 
 
 
Der Anregung wird gefolgt: 
Die Karte wird entsprechend angepasst. 
 
 

8 Thyssengas GmbH 
- Erdgaslogistik - 

Von der 9. Änderung des oben genannten Landschaftspla-
nes werden keine von unserer Gesellschaft betreuten Gas-
fernleitungen betroffen. 
Neuverlegungen in diesem Bereich sind von uns zz. nicht 
vorgesehen. 

 

9 GASCADE Gastransport Wir danken für die Übersendung der Unterlagen zu o. g.  
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GmbH Vorhaben. 
Wir antworten Ihnen zugleich auch im Namen und Auftrag 
der Anlagenbetreiber WINGAS GmbH, NEL Gastransport 
GmbH sowie OPAL Gastransport GmbH & Co. KG. 
Nach Prüfung des Vorhabens im Hinblick auf eine Beein-
trächtigung unserer Anlagen teilen wir Ihnen mit, dass un-
sere Anlagen zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht betroffen 
sind. Dies schließt die Anlagen der v. g. Betreiber mit ein. 
 
Wir möchten Sie darauf hinweisen, dass sich Kabel und 
Leitungen anderer Betreiber in diesem Gebiet befinden 
können. Diese Betreiber sind gesondert von Ihnen zur Er-
mittlung der genauen Lage der Anlagen und eventuellen 
Auflagen anzufragen. Die GASCADE kann nur für ihre eige-
nen Anlagen Auskunft geben und für die Anlagen der Anla-
genbetreiber, welche GASCADE mit der Beauskunftung 
beauftragt haben (s.o.). 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Anregung wurde berücksichtigt: 
Im Verfahren wurden die betroffenen Lei-
tungsträger beteiligt. 

10 Wehrbereichsverwaltung 
West 

Unter Bezugnahme auf Ihr Schreiben vom 10.01.2014 teile 
ich Ihnen mit, dass – unter Berücksichtigung der von mir 
wahrzunehmenden Belange – meinerseits grundsätzlich 
keine Bedenken gegen die Realisierung der o. a. Planung 
bestehen. 
 

 

11 LANUV NRW 
 

Mit Bezugsschreiben bitten Sie das Landesamt für Natur, 
Umwelt und Verbraucherschutz (LANUV) um Stellungnah-
me zu o. g. Landschaftsplanänderungen.  
Das LANUV begrüßt die Erweiterungen der bestehenden 
Landschaftsschutzgebiete.  
Es werden keine weiteren Anregungen und Bedenken ge-
gen die neue Ausweisung der Landschaftsschutzgebiete 
vorgebracht. 
 

 

12 Landesbetrieb Straßen Die hiesige Autobahnniederlassung Krefeld ist für den Be-  
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NRW - Autobahnnieder-
lassung Krefeld - 

trieb und die Erhaltung der im o.a. Planänderungsbereich 
vorhandenen Autobahn 57 zuständig. 
Neubau,- bzw. Ausbauplanungen werden in Abhängigkeit 
der vorhandenen Kapazitäten von den benachbarten Nie-
derlassungen erbracht. Der Ausbau der BAB 57 wird durch 
die Projektgruppe BAB der Regionalniederlassung Nieder-
rhein, Mönchengladbach mit Sitz in der Autobahnniederlas-
sung Krefeld betrieben. In verschiedenen Beteiligungster-
minen ist die Ausbauplanung A 57 der Stadt Neuss vorge-
stellt worden. 
Durch die 9. Änderung des Landschaftsplanes ergeben sich 
durch den Änderungsbereich "A 57 Reuschenberg" und den 
Änderungsbereich "Erfttal" Berührungspunkte mit der Pla-
nung A 57. Im Zuge der Landschaftspflegerischen Begleit-
planung zum Ausbau der A 57 im Abschnitt Reuschenberg 
wurden auch große Teile der Erweiterungsfläche A 57, Reu-
schenberg im Umfeld der Autobahn kartiert. 
Die Flächen der A 57, einschl. ihrer Böschungsflächen, die 
aufgrund ihrer baulichen Situation (Lärmschutzwände) 
nicht zugänglich sind, weisen jedoch keine Funktionen für 
die Erholung bzw. aufgrund der Vorbelastung auch keine 
botanische oder ornithologische Bedeutung auf. Insofern 
scheint eine diesbezügliche Sicherung durch Übernahme in 
den Landschaftsplan fragwürdig. 
In beiden Abschnitten wäre mit einer unveränderten Über-
nahme der Landschaftsschutzverordnung die Ausweisung 
von Erhaltungszielen und Festsetzungen auf der Autobahn 
und den Lärmschutzwällen verbunden. Das im Land-
schaftsplan formulierte Entwicklungsziel "Erhaltung einer 
mit naturnahen Lebensräumen oder sonstigen natürlichen 
Landschaftselementen ausgestatteten Landschaft" ist je-
doch auf der Autobahn und seinen Nebenflächen nicht zu 
realisieren. Gleiches gilt für die Festsetzungen. 
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Aufgrund der im Bundesfernstraßengesetz (FStrG) fixierten 
Regelungen liegt die Verantwortung für die Unterhaltung 
und die Sicherheit der Bundesfernstraßen einschließlich der 
Böschungen und Nebenanlagen beim Straßenbaulastträger. 
Hinsichtlich der Durchführung von Pflege-, Unterhaltungs- 
und Sicherungsmaßnahmen ist gem. FStrG eine besondere 
Erlaubnis, Genehmigung oder Abnahme durch andere als 
die Straßenbaubehörde nicht erforderlich. Eine Genehmi-
gung oder Informationspflicht anderer Behörden ist gemäß 
FStrG nicht erforderlich. 
Der Landesbetrieb Straßenbau NRW bittet daher, die Be-
standssituation bei der Übernahme der Landschaftsverord-
nung zu berücksichtigen und die Grenze der beiden Land-
schaftsschutzgebiete außerhalb des Straßenkörpers und 
seiner Nebenanlagen festzulegen. 
. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt: 
Landschaftsschutzgebiete werden planerisch 
als flächige Schutzgebiete relativ großräumig 
betrachtet und festgesetzt. Im gesamten 
Landschaftsplan des Rhein-Kreis Neuss sind 
insofern die Verkehrswege einschließlich der 
Autobahnen bei entsprechender LSG - Würdig-
keit des Umfeldes in das Landschaftsschutzge-
biet einbezogen.  
Die Durchführung von Unterhaltungsmaßnah-
men ist aufgrund der entsprechenden Unbe-
rührtheitsklauseln in den LSG – Festsetzungen 
möglich. 
Bei Ausbauvorhaben werden die Belange des 
Landschaftsschutzes im jeweiligen Planfeststel-
lungsverfahren mit der Ausbauplanung abge-
stimmt. 

13 Landwirtschaftskammer 
NRW – Kreisstelle Rhein-
Kreis Neuss - 

Zu dem oben aufgeführten Verfahren werden aus landwirt-
schaftlicher Sicht keine grundsätzlichen Bedenken vorge-
tragen. 
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14 
 
 

LVR_Amt für Denkmal-
pflege im Rheinland 

Gegen die o.g. Planung werden von Seiten des LVR-Amtes 
für Denkmalpflege im Rheinland keine Bedenken geltend 
gemacht. 

 

15 
 

Stadtwerke Düsseldorf Gegen die o.g. Änderung des Landschaftsplanes des Rhein-
Kreis Neuss bestehen seitens der Stadtwerke Düsseldorf AG 
keine Einwände. 

 

16 
 

Landesbetrieb Wald und 
Holz NRW 

Zu der 9. Änderung des LP I – Neuss – bestehen keine Be-
denken. 
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Naturschutzverbände und Vor-
sitzender des Landschaftsbeira-
tes des Rhein-Kreises Neuss 
 

  

1 Herr Lechner, Vorsitzen-
der des Landschaftsbeira-
tes des Rhein-Kreis Neuss 

Die o. g. LP – Änderung wird im Sinne einer einheitlichen 
Regelung begrüßt. Es werden keine Anregungen und Be-
denken geltend gemacht. 

 

2 BUND OG Neuss-Kaarst Neuss - Erweiterung der Landschaftsschutzgebiete Teilbe-
reich ."Rennbahn" 
Die Fläche der Neusser Rennbahn ist seit Jahren unter 
Schutz wegen ihrer wichtigen Funktion des Erhaltes der 
Frischluftzufuhr in die Innenstadt von Neuss.  
Eine Aufforstung, geschweige denn eine Bebauung ist in 
jedem Fall zu verhindern, damit diese Luftschneise erhalten 
bleibt. Besonders im Zeichen des Klimawandels und der 
Aufheizung der Innenstädte wird diese Funktion immer 
wichtiger. 
Diese Eigenschaft sollte in dem Entwicklungsziel und den 
Erläuterungen zum Ausdruck kommen. Wir bitten deshalb 
um entsprechende Änderung des vorgeschlagenen Entwick-
lungszieles 1 K durch einen Zusatz: 

Erhalt der Freifläche für die Frischluftzufuhr in die Innen-
stadt. 

 

 

 

 

 

 

 

Der Anregung wird gefolgt.  
Das Entwicklungsziel 1 K wird wie folgt formu-
liert: 
„Erhaltung innerstädtischer Grünflächen für die 
Erholung und zur Erhaltung der stadtklimati-
schen Ausgleichsfunktionen.“ 
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Bürger 
 

  

1 Erbengemeinschaft  

Sticker 

als Testamentsvollstrecker lege ich namens der Erbenge-
meinschaft Sticker, Eigentümerin des Flurstücks 485, Wi-
derspruch gegen die Ausdehnung des fortgesetzten Schut-
zes (§ 2 der Ordnungsbehördlichen Verordnung - Flächen 
Nr. 8 - Spalte "ganze Flurstücke") auf die Gänze des Flur-
stücks ein. 
Ich beantrage, das Flurstück 485 wie das Nachbarflurstück 
75 unter Spalte "Flurstücke teilweise" aufzuführen. 
Begründung: 
Durch die aktuelle Planung des fortgesetzten Schutzes wird 
das Flurstück 485 mit einem größeren Flächenanteil als das 
Nachbarflurstück 75 für den Landschaftsschutz in Anspruch 
genommen. Es ist nicht erkennbar und nicht nachvollzieh-
bar, auf welchen Kriterien und welchem Verständnis des 
Gleichheitsgrundsatzes diese unterschiedliche Inanspruch-
nahme beruht. Es drängt sich der Eindruck einer willkürli-
chen Festlegung auf, die der gebotenen gleichwertigen 
Inanspruchnahme der beiden Flurstücke für den Land-
schaftsschutz widerspricht und zum Ungleichverhältnis zu 
Ungunsten des Flurstücks 485 führt. 

Ich bitte, dem Antrag stattzugeben und die ungleiche, 
übermäßige Inanspruchnahme des Flurstücks 485 zu besei-
tigen. 

 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
Die Anregung wird teilweise berücksichtigt: 

Die kartographische Darstellung in der Verord-
nung der Bezirksregierung für das Flst.: Gem. 
Neuss, Fl.19, Nr. 485 stimmt nicht mit dem 
Text der VO der BR überein. Hier müsste es 
tatsächlich 485 tlw. heißen. 

Die kartographische Darstellung der Verord-
nung ist insofern rechtsrelevant. Diese wurde 
in die 9. Änderung des LP I übernommen und 
berücksichtigt die LSG – würdigen Bereiche 
entlang der Obererft. Ein Gleichbehandlungs-
grundsatz ist, aufgrund der jeweilig unter-
schiedlichen LSG – würdigkeit der Grundstü-
cke, nicht gegeben. 
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Anlage 5 
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